BUNDESPATENTGERICHT

28 W (pat) 382/03

(Aktenzeichen)

BESCHLUSS

In der Beschwerdesache

betreffend die Marke 398 49 644

(hier: Kostenantraq)

BPatG 152
10.99



hat der 28. Senat (Marken-Beschwerdesenat) des Bundespatentgerichts am
22. Juni 2005 unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richters Stoppel sowie der
Richterin Schwarz-Angele und des Richters Paetzold

beschlossen:

Kosten werden nicht auferlegt.

Grinde

Die Beschwerdefihrerin hat Antrag auf Léschung der angegriffenen Marke nach
8 50 Abs 1 Nr.3 MarkenG gestellt. Dieser Antrag ist von der Markenabteilung als
unbegriindet zuriickgewiesen worden. Hiergegen hat die Antragstellerin zunachst
Beschwerde erhoben, im Laufe des Beschwerdeverfahrens dann aber den L6-
schungsantrag zuriickgenommen. Die Markeninhaberin hat daraufhin ,Kostenauf-
erlegung angeregt®, da die Beschwerde von Anfang an aussichtslos gewesen sei.
Diesem Ansinnen ist die Beschwerdefiihrerin entgegengetreten.

Kosten sind nicht aufzuerlegen.

Nachdem die Beschwerde sich in der Hauptsache durch die Ricknahme des L6-
schungsantrags erledigt hat, war auf ,Anregung” der Markeninhaberin nur noch

Uber die Kosten des Verfahrens zu entscheiden.



Soweit der Antrag der Markeninhaberin auch die Kosten des Widerspruchsverfah-
rens vor der Markenstelle umfassen soll, handelt es sich um eine unselbsténdige
AnschluBbeschwerde, der es an der Zulassigkeit fehlt, nachdem die Widerspre-
chende und Beschwerdefuhrerin den Léschungsantrag noch vor Erhebung der

AnschluBbeschwerde zuriickgenommen hatte.

Was die Kosten des Beschwerdeverfahrens betrifft, ist der Antrag zwar zulassig,
hat jedoch in der Sache keinen Erfolg. Auch im Falle der Rucknahme des L6-
schungsantrags beruht die Kostenentscheidung auf den allgemeinen marken-
rechtlichen Grundséatzen des 8§ 71 MarkenG und nicht auf § 269 Abs. 3 S. 1 und 3
ZPO (Althammer/ Strobele, MarkenG, 6. Auflage, 8§ 42, Rdnr 39).

Nach § 71 Abs. 1 MarkenG hat in einem zweiseitigen Verfahren jeder der Beteilig-
ten regelmafdig seine Kosten vor dem Patentgericht selbst zu tragen, falls nicht
ausnahmsweise aus Griunden der Billigkeit wegen des besonderen Verhaltens ei-

ner der Verfahrensbeteiligten von diesem Grundsatz abzuweichen ist.

Davon kann vorliegend nicht die Rede sein. Die Rucknahme des Léschungsan-
trags oder der Beschwerde rechtfertigt fir sich genommen keine Kostenauferle-
gung (8 71 Abs. 4 S.1 MarkenG). Hinzukommen musste eine Verletzung pro-
zessualer Sorgfaltspflichten seitens der Beschwerdefiihrerin, wofur es im vorlie-
genden Fall aber an Anhaltspunkten fehlt, zumal die Frage der Markenschutzfa-
higkeit des Wortes ,LIFE" bereits Gegenstand divergierender Entscheidungen des
Bundespatentgerichts wie des HABM war und die Antragstellerin daher ein durch-



aus schutzwirdiges Interesse hatte, den BeschluR der Markenabteilung mit der
Beschwerde anzufechten, um die aufgeworfenen Rechtsfragen auch durch das
Bundespatentgericht prufen zu lassen.

Stoppel Schwarz-Angele Paetzold
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	Gründe

